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In dieser Woche ließ (wieder) einmal eine Meldung aus München aus dem Bundesfinanzhof aufhorchen. Bereits im Blickpunkt

BB 2020, 2517, berichteten wir über die Besetzungskapriolen um das Präsidium, welches bisher noch nicht ernannt wurde. Die

Gründe hierfür entstammten dem politischen Betrieb. Wer allerdings geglaubt hat, dass dies nicht mehr zu toppen sei, wird

nun eines Besseren belehrt. Die ungelösten politischen Dissonanzen führen derzeit zu einem Personalmangel. Derzeit fehlen

vier der elf Vorsitzenden Richter, Präsident und Vizepräsident inkludiert. Dies trotz der Tatsache, dass der Richterwahlausschuss

in Berlin Anfang Oktober 2020 eine Richterin und drei Richter als Nachfolger von pensionierten Richter/innen wählte. Ernannt

wurde bisher aber niemand! Das Bundespräsidialamt hat vom zuständigen Bundesministerium für Justiz und Verbraucher-

schutz keine Ernennungsvorschläge erhalten. Das gleich vier unbesetzte Vorsitzendenstellen nicht ohne Wirkung bleiben, be-

darf nicht der Vertiefung. Die Mehrbelastungen müssen von den übrigen Richterinnen und Richtern aufgefangen werden. Be-

fremdlich ist, dass politischer Streit nun, soweit ersichtlich, das erste Mal mit Wucht einen obersten Gerichtshof des Bundes

erreicht hat. Wie steht es um die Unabhängigkeit der Justiz? In Art. 21 Abs. 1 GG heißt es: „Die Parteien wirken an der politi-

schen Willensbildung des Volkes mit“, nicht mehr und nicht weniger.

Entscheidungen
BFH: Fremdübliche Verteilung der Vertrags-

chancen und -risiken bei einer Wertgutha-

benvereinbarung unter Ehegatten

1. Schließen Ehegatten im Rahmen eines Ar-

beitsverhältnisses zusätzlich eine Wertgutha-

benvereinbarung i. S. des SGB IV ab, muss für

diese – gesondert – ein Fremdvergleich erfol-

gen.

2. Im Rahmen der Gesamtwürdigung ist wesent-

liches Indiz, ob die Vertragschancen und -risiken

fremdüblich verteilt sind. Eine einseitige Vertei-

lung zu Lasten des Arbeitgeber-Ehegatten ist re-

gelmäßig anzunehmen, wenn der Arbeitneh-

mer-Ehegatte unbegrenzt Wertguthaben anspa-

ren sowie Dauer, Zeitpunkt und Häufigkeit der

Freistellungsphasen nahezu beliebig wählen

kann.

BFH, Urteil vom 28.10.2020 – X R 1/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-277-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Besteuerungsbefugnis für Geschäfts-

führervergütungen und -abfindungen nach

dem DBA-Polen 2003

Die vom OECD-Musterabkommen abweichende

Sonderregelung des Art. 16 Abs. 2 DBA-Polen

2003, in der die Besteuerungsbefugnis für Ver-

gütungen einer Person in ihrer Eigenschaft als

„bevollmächtigter Vertreter“ geregelt wird, gilt

auch für Geschäftsführer einer deutschen GmbH.

Sie erfasst auch Abfindungen.

BFH, Beschluss vom 30.9.2020 – I R 76/17
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-277-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Anforderungen an einen Antrag

i. S. des § 171 Abs. 3 AO bei Pflicht zur Ab-

gabe einer Steuererklärung

1. Ordnet das Insolvenzgericht nach Aufhebung

des Insolvenzverfahrens Nachtragsverteilung

durch den früheren Insolvenzverwalter an, tritt

für den im Beschluss genannten Gegenstand der

Nachtragsverteilung wieder Insolvenzbeschlag

ein mit der Folge, dass insoweit die Verwal-

tungs- und Verfügungsbefugnis beim früheren

Insolvenzverwalter liegt.

2. Die durch die Aufhebung des Insolvenzverfah-

rens eingetretene Unterbrechung eines finanz-

gerichtlichen Verfahrens wird spätestens durch

das Fortsetzungsbegehren des früheren Insol-

venzverwalters beendet.

3. Stellt ein Steuerpflichtiger, der zur Einrei-

chung einer Steuererklärung gesetzlich ver-

pflichtet ist, vor Ablauf der Festsetzungsfrist

bei dem für ihn zuständigen FA einen Antrag,

kommt diesem die Rechtswirkung des § 171

Abs. 3 AO nur dann zu, wenn sich das von

ihm verfolgte Begehren seinem sachlichen Ge-

halt nach zumindest in groben Zügen bereits

aus dem Antrag selbst ergibt; Angaben zur be-

tragsmäßigen Auswirkung sind für die Be-

stimmtheit des Antrags für sich genommen

nicht ausreichend.

4. Soweit dem Steuerpflichtigen wegen fehlen-

der Unterlagen genaue Angaben (noch) nicht

möglich sind, muss er zur Konkretisierung seines

Antrags auf Schätzung eines Gesamtbetrags der

Einkünfte in einer bestimmten Höhe gegenüber

dem FA eine substantiierte eigene Schätzung

anhand der ihm zugänglichen Erkenntnisquellen

vornehmen.

BFH, Urteil vom 23.9.2020 – XI R 1/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-277-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Anwendungsvoraussetzungen der

1 %-Regelung beim Alleingesellschafter-Ge-

schäftsführer

1. NV: Die Überlassung eines betrieblichen PKW

durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer für

dessen Privatnutzung führt zu einer Bereiche-

rung des Arbeitnehmers und damit zum Zufluss

von Arbeitslohn. Die belastbare Behauptung des

Steuerpflichtigen, das betriebliche Fahrzeug

nicht für Privatfahrten genutzt oder Privatfahr-

ten ausschließlich mit anderen Fahrzeugen

durchgeführt zu haben, genügt nicht, um die

Besteuerung des Nutzungsvorteils auszuschlie-

ßen.

2. NV: Dies gilt auch für Alleingesellschafter-Ge-

schäftsführer, die für ihre GmbH ertragsteuerlich

als Arbeitnehmer tätig werden und denen die

GmbH einen betrieblichen PKW aufgrund

dienstvertraglicher Vereinbarung auch zur Pri-

vatnutzung überlassen hat.

BFH, Beschluss vom 16.10.2020 – VI B 13/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-277-4

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Umsatzsteuerlicher Leistungsort bei

Überlassung von Fahrzeugen an Arbeitneh-

mer

Art. 56 Abs. 2 Unterabs. 1 der Richtlinie 2006/

112/EG des Rates vom 28. November 2006 über

das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der

durch die Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom

12. Februar 2008 geänderten Fassung ist dahin

auszulegen, dass die Überlassung eines dem Un-

ternehmen des Steuerpflichtigen zugeordneten

Fahrzeugs an dessen Arbeitnehmer nicht in den

Anwendungsbereich dieser Richtlinie fällt, wenn

dieser Umsatz keine Dienstleistung gegen Ent-

gelt im Sinne ihres Art. 2 Abs. 1 Buchst. c dar-

stellt. Art. 56 Abs. 2 Unterabs. 1 der Richtlinie

2006/112 findet dagegen auf einen solchen Um-

satz Anwendung, wenn es sich um eine Dienst-

leistung gegen Entgelt im Sinne ihres Art. 2

Abs. 1 Buchst. c handelt und der Arbeitnehmer

gegen Zahlung eines Mietzinses für eine verein-

barte Dauer von mehr als 30 Tagen dauerhaft

über das Recht verfügt, das Fahrzeug zu privaten

Zwecken zu benutzen und andere davon auszu-

schließen.

EuGH, Urteil vom 20.1.2021 – C-288/19
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-277-5

unterwww.betriebs-berater.de

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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